
Schülerprotest 1961
Wie die Stasi gegen eine Abiturklasse
der Erweiterten Oberschule in Anklam vorging

Arbeitsblatt 2
Die Ausweitung der Vorwürfe

1961 ruft die DDR-Jugendorganisation „Freie deutsche Jugend“ (FDJ) 
Schüler der Erweiterten Oberschule zum „freiwilligen Wehrdienst in 
der Nationalen Volksarmee“ auf. Wer sich weigere, so die FDJ, habe kein 
Anrecht auf einen Studienplatz.
Aus Protest gegen diese „Freiwilligkeit“ trägt daraufhin eine Schulklasse 
in Anklam am Tag nach dem Aufruf schwarze Kleidung oder schwarze 
Armbinden und weigert sich, beim Appell mitzusingen.  

Lesen Sie aufmerksam die vom BStU (Bundesbeauftragter für die Stasi-
Unterlagen) gestempelten Dokumente und bearbeiten Sie die 
Arbeitsaufträge. 
Sie können die Dokumente und Fragen in Ihrer Gruppe aufteilen.

Arbeitsaufträge

A. Dokumente BStU 000106, 128, 129
In zeitlicher Nähe zu dem Schülerprotest gegen die 
„Freiwilligkeit“ des Wehrdienstes wird der 
17-jährige Otto Conrad verhaftet. 

• Arbeiten Sie heraus, was vorgefallen ist und
welchen Tatvorwurf die Stasi daraus ableitet.

• Beschreiben Sie, was Ihrer Meinung nach Otto
Conrads Äußerungen bedeuten.

• Bewerten Sie, ob Ihrer Meinung nach Otto
Conrads eigene Sprechweise protokolliert
wurde. 

B. Dokument BStU  000118
• Bilden Sie sich eine Meinung, was die Stasi bei

der Wohnungsdurchsuchung zu finden hofft 
und was sie mit „Schund- und Schmutzliteratur“ 
meint.

• Stellen Sie dar, wie die Familie mit ihrem Sohn
in Kontakt treten darf.

C. Dokumente BStU 000227, 228, 233              
In seinem Bericht schildert der Stasi-Mitarbeiter 
die Reaktionen der Lehrer auf den Protest gegen die 
„Freiwilligkeit“.

• Schildern Sie in eigenen Worten, wie die Stasi die
Reaktionen der Lehrer einschätzt.

• Sind die „noch einzuleitenden Maßnahmen“ 
gegen die Lehrer angemessen?

• Was bedeutet es, wenn das MfS zuletzt noch die
„Verbesserung des inoffiziellen Netzes an der
Schule“ anstrebt?

D. Dokument BStU 000001
• Wer hat sich laut Staatsanwalt in den Fall

eingeschaltet?

E. Zusatzfrage
• Überlegen Sie anhand der historischen Situation

der DDR 1961, weshalb Otto Conrads Losungen 
und der Schülerprotest so viel Aufmerksamkeit 
und politische Reaktion nach sich zogen.

Präsentation
Tauschen Sie untereinander Ihre Erkenntnisse aus und erarbeiten Sie anschließend für Ihre Mitschülerinnen 
und Mitschüler eine gemeinsame Präsentation. Es steht Ihnen frei, dafür eine Wandzeitung, einen Vortrag, ein 
Rollenspiel, einen Comic, Grafiken oder andere Illustrationen anzufertigen.
Für Ihre Präsentation haben Sie 10 Minuten Zeit.



Einleitung UV

Quelle: BArch, MfS, BV Neubrandenburg, AU 111/61, Bd. 2, Bl. 6



Vernehmung Conrad

Quelle: BArch, MfS, BV Neubrandenburg, AU 111/61, Bd. 2, Bl. 128



Vernehmung Conrad

Quelle: BArch, MfS, BV Neubrandenburg, AU 111/61, Bd. 2, Bl. 129



Durchsuchung Zimmer
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